Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 


Antrag 

der Fraktion der CDU CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes und des 
Feststellungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das tolgende Gesetz besdilossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleidisgesetz wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

l.In § 6 werden 

a) Absatz 2 gestrichen und die bisherigen 
Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 
und 3; 

b) in Absatz 3 Satz 1 die Worte „von 
410 Millionen Deutsdie Mark“ ersetzt 
durdi die Worte „von 480 Millionen 
Deutsche Mark“. 

2. In § 11 Abs. 2 Nr. 3 wird zwischen den 
Worten „Jugoslawien“ und „Albanien" 
das Wort „oder“ durch ein Komma er- 
setzt und hinter „Albanien“ eingefügt 
„oder China“. 

3. In § 12 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a werden 
nach einem Semikolon folgende Worte an- 
gefügt: 

„hierzu rednnen auch bei Viehhaltung be- 
treibenden Landarbeitern, die keine 
Grundstücke besitzen, die zur Vieh- 
haltung gehörenden Betriebsmittel, 

4. In § 13 Abs. 1 Nr. 2 Budist. a werden 
nach einem Semikolon folgende Worte 
angefügt: 


„hierzu redanen auch bei Viehhaltung be- 
treibenden Landarbeitern, die keine 
Grundstücke besitzen, die zur Vieh- 
haltung gehörenden Betriebsmittel,“ 

5. § 230 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Vertreibungsschäden kann der 
Geschädigte nur geltend machen, wenn 
er am 31. Dezember 1952 seinen stän- 
digen Aufenhalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) gehabt hat. Gleidigestellt ist, 
wer 

1. am 31. Dezember 1950 oder 

2. vor dem 31. Dezember 1952 min- 
destens ein Jahr seinen ständigen 
Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
gehabt hat.“ 

b) In Absatz 2 werden die einleitenden 
Worte wie folgt gefaßt; 

„(2) Liegen die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht vor, so kann ein Ge- 
scliädigter Vertreibungsschäden nur 
geltend machen, “ 

c) In Absatz 2 Nr. 1 und 4 und Absatz 3 
treten an die Stelle der Worte „31. De- 
zember 1950“ die Worte „31. Dezem- 
ber 1952“. 

d) Absatz 4 wird durch folgende Ab- 
sätze 4 und 5 ersetzt: 

„(4) Ist der Geschädigte als Kriegs- 
gefangener oder Internierter Im Sinne 
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des Heimkehrergesetzes nach dem 
31. März 1952 in fi^mdem Gewahrsam 
verstorben, so können seine Erben den 
V ertr eibungsschaden geltend machen, 
sofern sie zum Personenkreis des § 229 
Abs. 1 Satz 2 gehören und in ihrer 
Person die Voraussetzungen der Ab- 
sätze 1 bis 3 erfüllen. 

(5) Absatz 1, Absatz 2 Nr. 3 und 
Absätze 3 und 4 finden auf die Gel- 
tendmachung von Ostschäden ent- 
sprechende Anwendung.“ 

6. In § 249 Abs. 2 wird im 2. Halbsatz das 
Wort „soweit“ durch das Wort „wenn“ 
ersetzt. 

7. § 252 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Der Anspruch auf Hauptentschädi- 
gung ist bis spätestens 31. März 1979 
durch Zahlung zu erfüllen.“ 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Vor diesem Zeitpunkt ist eine Er- 
füllung im übrigen nach Maßgabe der 
vorhandenen Mittel zulässig, soweit 
der Geschädigte Mittel benötigt, um 
seine ernsthaft bedrohte Gesundheit 
oder die seines Ehegatten oder seiner 
zum Haushalt gehörenden Kinder 
wiederherzustellen.“ 

8. In § 259 Abs. 2 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Das Arbeitsplatzdarlehen kann an 
Betriebe gewährt werden, die mindestens 
fünf, in besonders begründeten Fällen 
mindestens drei Dauerarbeitsplätze nach 
Absatz 1 zu schaffen in der Lage sind; 
handelt es sich um Arbeitsplätze für min- 
destens vierzigjährige Angestellte, so ge- 
nügt die Schaffung von zwei Dauerarbeits- 
plätzen.“ 

9. In § 261 Abs. 1 werden die Worte „soweit 
sich aus den Vorschriften dieses Abschnitts 
nichts anderes ergibt“ gestrichen. 

10. In § 265 Abs. 5 erhält Satz 2 folgende 
Fassung: 

„Im Bedarfsfälle Ist ein Obergutachten 
einzuholen; die für die Durchführung des 


Bundesversorgungsgesetzes geltenden Be- 
stimmungen über die ärztlichen Tarife für 
die Erstellung solcher Gutachten sind ent- 
sprechend anzuwenden. Universitäts- 
kliniken sind auf Anforderung zur Er- 
stellung solcher Gutachten verpflichtet.“ 

11. In § 266 Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen; 
'der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

12. In § 267 Abs. 1 werden ersetzt die Worte: 
„85 Deutsche Mark“ durch dk Worte 
„100 Deutsche Mark“, „37,50 Deutsche 
Mark“ durch die Worte „50 Deutsche 
Mark“ und „27,50 Deutsche Mark“ durch 
die Worte „30 Deutsche Mark“. 

13. In § 269 werden ersetzt 

a) in Absatz 1 die Worte „85 Deutsche 
Mark“ durch die Worte „100 Deutsche 
Mark“, 

b) in Absatz 2 die Worte „37,50 Deut- 
sche Mark“ durch die Worte „50 
Deutsche Mark“ und „27,50 Deutsche 
Mark“ durch die Worte „30 Deutsche 
Mark“. 

14. In § 274 Abs. 2 treten an die Stelle des 
Satzes 1 folgende Sätze: 

„Der Berechtigte erhält Unterhalts- 
hilfe in Höhe der weggefallenen monat- 
lichen Zahlung zuzüglidi 20 vom Hundert, 
höchstens jedoch In Höhe der Sätze der 
Unterhaltshilfe nach § 269; falls der Be- 
rechtigte eine einfache Vorzugsrente be- 
zogen hat, wird die weggefallene monat- 
liche Zahlung um 25 vom Hundert, oder, 
falls er am Währungsstichtag über 
60 Jahre alt war, um 50 vom Hundert 
erhöht. Durch Inanspruchnahme der Un- 
terhaltshilfe erlischt die der Vorzugsrente 
zugrunde liegende Anleiheablösungsschuld 
mit Auslosungsrechten. Als weggefallene 
Zahlung gilt bei Kleinrentnern ein Betrag 
von monatlich 20 Reichsmark für den 
Alleinstehenden und von 30 Reichsmark 
für den Verheirateten.“ 

15. § 278 erhält folgende Fassung: 

„(1) Durcla die Gewährung von Unter- 
haltshilfe auf Lebenszeit gilt der Anspruch 
auf Hauptentschädigung vorbehaltlich 
anderweitiger Bestimmung durch das in 
§ 246 Abs. 3 vorbehaltene Gesetz bis zum 
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Betrage von 4000 Deutsche Mark als er- 
füllt. 

(2) Hat der Berechtigte am 1. April 
1952 das 65. oder ein höheres Lebensjahr 
vollendet, so beträgt der Anrechnungs- 
betrag nach Absatz 1 


bei Voll- und einem monatlidien Auszahlungsbetrag 
endung des Unterhaltshilfe bei der erstmaligen 

• • • Einweisung des Berechtigten 

Lebens- i 5 q dm bis 85 DM hib. 85 DM 

janres am i 

\ ^ April Anrechnungsbetrag 


1952 

DM 

DM 

DM 

DM 

65 

2 500 

3 000 

3 500' 

4 000 

70 

1 500 

2 000 

2 500 

3 000 

75 

1 000 

1 500 

2 000 

2 500 

80 und 

500 

1 000 

1 500 

2 000 


mehr 


16. § 280 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Entschädigungsrente beträgt 
jährlich 4 vom Hundert des Grund- 
betrages (§ 266 Abs. 2). Erhält der Be- 
rechtigte Unterhaltshilfe, so beträgt 
die Entschädigungsrente 4 vom Hun- 
dert des Grundbetrags, soweit dieser 
die in § 278 Abs. 1 und 2 bestimmten 
Anrechnungsbeträge übersteigt.“ 

b) In Absatz 2 Satz 2 treten an die Stelle 
der Worte „oder die im Sinne der 
Reichs Versicherungsordnung pflegebe- 
dürftig sind,“ die Worte „oder die in- 
folge körperlicher oder geistiger Ge- 
brechen so hilflos sind, daß sie nicht 
ohne fremde Wartung und Pflege 
bestehen können,“ 


Gleichgestellt sind den Berechtigten, die 
am 1. April 1952 vollendet haben: 

das 70. Lebensjahr Berechtigte, die infolge 
Körperbeschädigung 
80 vom Hundert oder 
mehr erwerbs- 
beschränkt sind, 

das 75. Lebensjahr Berechtigte, die eine 
Pflegezulage nach dem 
Bundes Versorgungsge- 
setz oder ein Pflegegeld 
nach der Reichsver- 
slcherungsordnung be- 
zogen haben oder in- 
folge körperlicher oder 
geistiger Gebrechen so 
hilflos sind, daß sie 
nicht ohne fremde 
Wartung und Pflege 
bestehen können. 

(3) Stirbt der Bereditigte vor dem In- 
krafttreten des in § 246 Abs. 3 vorbehal- 
tenen Gesetzes, ohne daß seine Ehefrau 
oder seine alleinstehende Tochter nach 
§ 272 Abs, 2 oder nach § 273 Abs. 2 an 
seine Stelle tritt, so werden die geleisteten 
Zahlungen an Unterhaltshilfe und an 
Unterhaltszuschuß nach diesem Gesetz 
und nach dem Soforthilfegesetz einschließ- 
lich der Teuerungszuschläge nach dem So- 
f Orthilfeanpassungsgesetz mit dem sich 
aus § 273 Abs. 2 Satz 1 ergebenden Be- 
trage auf den Grundbetrag der Hauptent- 
schädigung angcrechnet.“ 


17. In § 290 Abs. 3 wird an Satz 1 nach einem 
Semikolon folgender Halbsatz angefügt: 

„der Anspruch auf Rentcnnachzahlung 
geht insoweit auf den Ausgleichsfonds 
über.“ 

iS. In § 291 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„deren Grundbetrag die nicht zurück- 
erstatteten Darlchensbeträge mindestens 
um 5000 Deutsche Mark übersteigt“ er- 
setzt durch die Worte „deren Grundbe- 
trag die nicht zurückerstatteten Dar- 
lehcnsbeträge mindestens um die in § 278 
Abs. 1 und 2 bestimmten Beträge über- 
steigt.“ 

19. In § 292 erhält Absatz 4 folgende Fassung: 

„(4) Bei der Unterbringung In einer 
Anstalt oder in Pflege kann der Fürsorge- 
verband den Anspruch auf laufende Zah- 
lungen von Unterhaltshilfe bis zu vier 
Fünfteln des für die untergebrachte Person 
in Betracht kommenden Satzes der Unter- 
haltshilfe im Sinne des § 269 Abs. 1 oder 
Abs. 2 oder des § 275 Abs. 1 auf sich über- 
leiten; bei nidit dauernd getrennt leben- 
den Ehegatten gilt als Satz der Unterhalts- 
hilfe der Zuschlagsbetrag nach § 269 

Abs. 2 auch dann, wenn der Berechtigte 
selbst in einer Anstalt oder in Pflege 
untergebracht ist. Absatz 2 Nr. 1 bleibt 
unberührt. Beträgt der Auszahlungsbetrag 
der Unterhaltshilfe weniger als ein Fünftel 
des Satzes der Unterhaltshilfe, so wird er 
bei einem alleinstehenden Berechtigten auf 
ein Fünftel des Satzes der Unterhaltshilfe 
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nach § 269 Abs. 1 oder § 275 Abs. 1, bei 
Personen, denen Zuschläge zur Unterhalts- 
hilfe gewährt werden, für jede unterge- 
brachte Person auf ein Fünftel des Satzes 
der Unterhaltshilfe nach § 269 Abs. 2 aus 
Mitteln des Ausgleichsfonds aufgefüllt. 
Auf den Auffüllungsbetrag finden die 
§§ 273 Abs. 2, 275 Abs. 2 und 278 Satz 2 
Anwendung. Satz 1 gilt entsprechend für 
den nicht unter Absatz 2 Nr. 2 oder 3 
fallenden Teil der Entschädigungsrente." 

20. Dem § 324 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

„(4) Der Präsident des Bundesausgleichs- 
amts wird ermächtigt, zur Aufrechterhal- 
tung des Betriebes seiner Zentralkasse Im 
Wege des Kredits einen Betrag bis zu 
200 Millionen Deutsche Mark flüssig zu 
machen, sofern der Bedarf nicht aus ver- 
fügbaren Mitteln des Ausgleichsfonds ge- 
deckt werden kann." 


Artikel 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

i.In § 3 Abs. 2 Nr. 2 Budist. a werden 
nach einem Semikolon folgende Worte an- 
gefügt: 

„hierzu redincn auch bei Viehhaltung be- 
treibenden Landarbeitern, die keine Grund- 
stücke besitzen, die zur Viehhaltung ge- 
hörenden Betriebsmittel,“ 

2. In § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a werden 
nach einem Semikolon folgende Worte an- 
gefügt; 

„hierzu rechnen auch bei Viehhaltung be- 
treibenden Landarbeitern, die keine Grund- 
stücke besitzen, die zur Viehhaltung ge- 
hörenden Betriebsmittel,“ 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 erhalten die einleiten- 
den Worte folgende Fassung; 

„2. Der Antragsteller muß am 31. De- 
zember 1952 seinen ständigen Auf- 
enthalt Im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
gehabt haben. Gleichgestellt ist, 
wer am 31. Dezember 1950 oder vor 
dem 31. Dezember 1952 minde- 


stens ein Jahr seinen ständigen 
Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder In Berlin 
(West) gehabt hat. Liegen die Vor- 
aussetzungen der Sätze 1 und 2 
nicht vor, so kann die Feststellung 
eines Vertreibungsschadens nur be- 
antragen, wer 

a) 

b) In Absatz 1 Nr. 2 Buchst a und d so- 
wie im Schlußsatz werden jeweils die 
Worte „31. Dezember 1950“ durch die 
Worte „31. Dezember 1952“ ersetzt. 

c) An die Stelle des Absatzes 3 treten die 
folgenden Absätze 3 und 4: 

„(3) Ist der Geschädigte als Kriegs- 
gefangener oder Internierter im Sinne 
des § 1 des FFeimkehrergesetzes nach 
dem 31. März 1952 in fremdem Ge- 
wahrsam verstorben, so können seine 
Erben die Feststellung des Vertrei- 
bungsschadens beantragen, sofern sie 
zum Personenkreis des Absatzes 1 Nr. 1 
gehören und in Ihrer Person die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 er- 
füllen. 

(4) Ist derjenige, der nadi Absatz 1 
oder 3 die Feststellung eines Vertrei- 
bungsschadens beantragen kann, nach 
dem 31. März 1952 verstorben, so geht 
das Recht der Antragstcllung nadi den 
allgemeinen Grundsätzen des Erbrechts 
auf die Erben über.“ 

4. In § 10 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die Vorschriften des § 9 Abs 2 bis 4 
gelten sinngemäß.“ 

5. An § 20 wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit für einzelne Gebiete Umsatzsteuer- 
umrechnungssätze für den 15. März 1945 
nicht festgesetzt worden sind, sind der Um- 
rechnung in Reichsmark zugrunde zu legen 

a) für Gebiete, die in den Jahren 1938 bis 
1945 in das Dcutsdie Reich eingeglie- 
dert worden oder unter deutsche Ver- 
waltung gestellt worden sind, die für 
diese Gebiete durch Verordnung be- 
stimmten Umrechnungssätze, 

b) für die übrigen Gebiete die Umrech- 
nungssätze, die sich aus dem Durch- 
schnitt der für das Kalenderjahr 1939 
bckaiintgcgcbencn Umsatzsteucrum- 
rechnungssätze ergeben.“ 
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6. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) An Nummer 2 wird nach einem Komma 
folgender Budistabe e angefügt: 

„c) über die Schadensberechnung in den 
Fällen des § 3 Abs. 2 Nr. 2 
Buchst, a Halbsatz 2 und des § 4 
Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a Halbsatz 2“; 

b) Der bisherige Wortlaut des § 43 wird 
Absatz 1, als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
kann auf den Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamts, der Insoweit nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
weiter übertragen werden.“ 

7. Tn § 44 Nr. 3 erhält Satz 1 der Einfügung 
(Satz 2 des § 13 Abs. 1 der Berliner Fas- 
sung) folgende Fassung: 

„Für Grundstücke, die bei der Ermittlung 
des der Vermögensabgabe unterliegenden 
Vermögens mit einem nach der Verord- 
nung über die Behandlung von Grundbesitz 
in Berlin (West) bei den Lastenausgleichs- 
abgaben (9. AbgabenDV-LA) bemessenen 
Wert angesetzt worden sind, ist der Scha- 
densberechnung auf Antrag anstelle des für 


den 1. April 1949 geltenden Einheits- 
wertes dieser Wert zugrunde zu legen; 
für nicht unter Halbsatz 1 fallende Grund- 
stücke, bei denen Grundsteuerbilligkeits- 
ermäßigungen wegen Wertminderung für 
das Kalenderjahr 1948 gewährt worden 
sind, ist auf Antrag der diesen zugrunde 
gelegte Wert anzusetzen.“ 

Artikel 3 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 


Bonn, den 4. Juni 1954 


Kunze (Bethel) und Fraktion 
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